
 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung am 12. Mai 2017 über die 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien und über den 
Ausschluss des Bezugsrechts bei der Wiederausgabe eigener Aktien gemäß Artikel 9 
SE-VO i.V.m. § 71 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 
Aktiengesetz 
 
Zu Punkt 6 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die Gesellschaft zu 
ermächtigen, bis zum 11. Mai 2022 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu 
10 Prozent des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden 
Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser Ermächtigung soll die Möglichkeit von Aktienrückkäufen 
geschaffen werden. Bei einem zum Stand am Tag der Feststellung des Jahresabschlusses 
2016 unveränderten Grundkapital am Tag der Hauptversammlung könnte die Gesellschaft 
maximal 91.847.869 eigene Aktien erwerben. Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die 
Gesellschaft selbst als auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehende Unternehmen (Gruppengesellschaften) oder durch für Rechnung der Gesellschaft 
oder für Rechnung von Gruppengesellschaften handelnde Dritte erworben werden können. 
 
Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Wege eines öffentlichen 
Erwerbsangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der 
Aktionäre gemäß § 53a Aktiengesetz zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb über die Börse 
oder im Wege des öffentlichen Erwerbsangebots trägt dem Rechnung. Sofern bei einem 
öffentlichen Erwerbsangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der Gesellschaft 
vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt der Erwerb quotal nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch unabhängig von den von dem Aktionär 
angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb geringer Stückzahlen bis zu 100 Aktien je 
Aktionär vorgesehen werden. Aktien mit einem vom Aktionär festgelegten Andienungspreis, 
zu dem der Aktionär bereit ist, die Aktien an die Gesellschaft zu veräußern und der höher ist 
als der von der Gesellschaft festgelegte Kaufpreis, werden bei dem Erwerb nicht 
berücksichtigt. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene eigene Aktien ohne einen 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden oder aber über die Börse oder im 
Wege eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre wieder veräußert werden können. Die 
Einziehung der eigenen Aktien führt grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der 
Gesellschaft. Der Vorstand wird aber auch ermächtigt, die eigenen Aktien ohne Herabsetzung 
des Grundkapitals gemäß § 237 Absatz 3 Nummer 3 Aktiengesetz einzuziehen. Dadurch 
würde sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Absatz 3 Aktiengesetz 
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(rechnerischer Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den beiden genannten Veräußerungswegen 
wird der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt. 
 
Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte veräußert 
werden können, sofern der Veräußerungspreis je Aktie den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Absatz 1 Nummer 8 Aktiengesetz in entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz zugelassenen Möglichkeit des 
vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der Vorstand in 
die Lage versetzt, schnell und flexibel die Chancen günstiger Börsensituationen zu nutzen und 
durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu 
erzielen und damit eine größtmögliche Stärkung des Eigenkapitals zu erreichen oder neue 
Investorenkreise zu erschließen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals 
nicht überschreiten dürfen. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die 
während der Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben 
wurden. Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei diesem Weg 
der Veräußerung eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 
Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch einen Kauf von 
Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten.  
 
Der Vorstand soll darüber hinaus ermächtigt werden, erworbene eigene Aktien mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Sachleistungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu veräußern. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf dem 
nationalen Markt sowie internationalen Märkten in geeigneten Einzelfällen rasch und 
erfolgreich Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen im Tausch 
gegen Aktien der Gesellschaft zu erwerben oder sich gegen Überlassung von eigenen Aktien 
an Unternehmenszusammenschlüssen zu beteiligen. Nicht selten ergibt sich aus den 
Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien 
bereitzustellen. Die Möglichkeit, eigene Aktien anstelle von oder zusätzlich zu einer 
Geldzahlung als Gegenleistung bei einem Unternehmenserwerb anbieten zu können, kann 
somit einen Vorteil im Wettbewerb um attraktive Erwerbsobjekte schaffen und erlaubt die 
liquiditätsschonende Durchführung von Unternehmenserwerben. Mit der Zulassung der 
Wiederausgabe der eigenen Aktien zum Erwerb von Unternehmen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts erhält die Gesellschaft eine zusätzliche Handlungsoption, die dazu beitragen 
kann, ein Akquisitionsvorhaben erfolgreich zu gestalten und so die Weiterentwicklung von 
BASF im Aktionärs- und Unternehmensinteresse zu unterstützen. Der Vorstand wird jeweils 
im Einzelfall prüfen, ob die Wiederveräußerung oder Überlassung von eigenen Aktien zum 
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Zwecke des Unternehmenserwerbs und der damit verbundene Bezugsrechtsausschluss auch 
unter Berücksichtigung des Interesses der Aktionäre im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Er wird dabei insbesondere auch sicherstellen, dass bei der Festlegung der 
Bewertungsrelation die Interessen der Aktionäre gewahrt bleiben. 
 
 
Ludwigshafen am Rhein, im Februar 2017 

 

BASF SE 

Der Vorstand 

 

Dr. Kurt Bock Dr. Martin Brudermüller Dr. Hans-Ulrich Engel Sanjeev Gandhi 
    

Michael Heinz Dr. Harald Schwager Wayne T. Smith Margret Suckale 
 
 
 


